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Kreis Lippe 
 
1 Widmung der Kreisstraße 94 Abschnitt 4 (sog. 

„Lüdekingweg“) 
 
Durch Verfügung der Bezirksregierung Detmold vom 
01.12.14 ist der sog. Lüdekingweg in Horn-Bad Meinberg 
OT Bellenberg/Heesten von einer städtischen Straße zur 
Kreisstraße aufgestuft worden. Die Aufstufung erfolgte zum 
01.01.2015. 
Mit diesem Zeitpunkt erhält diese Straße gemäß § 6 StrWG 
NRW die Eigenschaft einer Kreisstraße im Sinne des § 3 
Absatz 3  StrWG NRW. Die Voraussetzungen des § 6 Ab-
satz 5 StrWG NRW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift oder in elektronischer 
Form beim Verwaltungsgericht in 32432 Minden, Königs-
wall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold, 02.01.2015 
 
 
Huneke 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
 
 
 
2 2. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 2. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 

Mittwoch, den 21.01.2015, um 15.30 Uhr 
 

im „Leeser Krug“, Wittighöfer Str. 9, 32657 Lemgo, 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungs-
termin am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 05.01.2015 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
3 Bekanntmachung des Erörterungstermins 
 
Planfeststellungsverfahren für den Ausbau des Kno-
tenpunktes L 712n / L 751 
Durchführung des Erörterungstermins im Rahmen des An-
hörungsverfahrens  
 

I. In dem oben genannten Planfeststellungsverfahren fin-
det der Erörterungstermin statt am  

 
Dienstag, 20. Januar ab 10.00 Uhr im 

Bürgerhaus Wülfer-Bexten, 
Am Schlinggarten 2-4, 
32107 Bad Salzuflen. 

 
II. In dem Erörterungstermin werden die rechtzeitig erho-

benen Einwendungen sowie die Stellungnahmen der 
Behörden und Träger öffentlicher Belange erörtert.  
Die Teilnahme am Termin ist jedem, dessen Belange 
durch das Bauvorhaben berührt werden, freigestellt. Die 
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Dieser hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftli-
che Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten 
der Anhörungsbehörde zu geben.  
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines 
Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann, 
dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind 
und dass das Anhörungsverfahren mit Schluss der Ver-
handlung beendet ist.  

 
III. Folgende vorläufige Tagesordnung ist vorgesehen: 

 
1. Eröffnung, Einführung 

Vorstellung der Beteiligten, Hinweise zum 
Ablauf und zur Organisation  
des Termins  

2. Allgemeine Rechts- und Verfahrensfragen  
Ablauf des Planfeststellungsverfahrens   

3. Kurzbeschreibung des Vorhabens durch den Lan-
desbetrieb Straßenbau NRW als  

Vorhabenträger (Notwendigkeit des Vor-
habens, Alternativen, Bauausführung,  
Fahrbahn- und Kreuzungsgestaltung etc.)  

4. Notwendigkeit des Vorhabens / Variantenvergleich 
  Verkehrsprognose und –gutachten  
  Umweltverträglichkeitsuntersuchung 
  Alternativen / Wahl der Vorhabenvariante 

5. Sonstige verkehrliche Belange   
  Bauausführung, Fahrbahn- und  

Kreuzungsgestaltung 
  Rettungswege 

6. Lärmimmissionen  
lärmtechnische Unterlage, Ergebnisse 
und Lärmschutzmaßnahmen  

7. Leitungstrassen 
8. Wasser  

  Straßenentwässerung  
  Grundwasser 
  Zugang zu Leitungen 

9. Landschaftsbild, archäologische Fundstellen  
  Beeinträchtigung des Landschaftsbildes  

Beeinträchtigung archäologischer Fund-
stellen 
 
 

 
10. Sonstige Umweltbelange und landschaftspflegeri-

scher Begleitplan 
  Biotop- und Artenschutz  

Eingriffskompensation / Ausgleichsmaß-
nahmen etc.   

11. Landwirtschaft  
12. Eigentums- bzw. grundstücksbezogene Belange 

Landwirtschaft  
13. Sonstiges 

 
IV. Neben der im Rahmen einer Generaldebatte stattfin-

denden Erörterung werden den grundstücksbetroffenen 
Einwendern auf Wunsch noch Einzelgespräche ange-
boten, die zu einem späteren Zeitpunkt durchgeführt 
werden. Die Betroffenen werden dazu rechtzeitig ge-
sondert eingeladen.  

 
V. Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch 

Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet.  

 
VI. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.  

 
Der Verhandlungsleiter weist bereits jetzt darauf 
hin, dass er im Interesse eines transparenten und 
bürgerfreundlichen Verfahrens allen interessierten 
Bürgerinnen und Bürgern die Teilnahme am Termin 
gestatten wird, sofern kein Beteiligter widerspricht.  

 
Für die Stadt Bad Salzuflen 
 
 
Gez. Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Stadt Barntrup 
 
4 Feststellung des Jahresabschlusses 2012 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Schulverbandvorstehers 

 
Jahresabschluss 2012 des Schulverbandes Barntrup- 
Dörentrup und Entlastung des Schulverbandvorste-
hers  
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes 
Barntrup-Dörentrup hat in seiner Sitzung am 10.11.2014 
gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung unter 
Zuhilfenahme der Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft den geprüften Jahresabschluss sowie den Lage-
bericht festgestellt. Dem Schulverbandsvorsteher wurde 
Entlastung erteilt.  
 
AKTIVA 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände     15,00 € 
 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Bauten auf fremden Grund und Boden 
 1.646.208,00 € 
1.2.2 Maschinen und technische Anlagen         19,00 € 
1.2.3 Betriebs- und Geschäftsausstattung 192.591,00 € 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe, Waren          552,00 € 
 
2.2  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstän-
de  
2.2.1 Privatrechtliche Forderungen  
2.2.1.1 gegenüber dem privaten Bereich              386,58 € 
2.2.1.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich 271.026,84 € 
2.2.1.3 gegen verbundene Unternehmen             464,58 € 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten                    0,00 € 
 
SUMME AKTIVA             2.111.263,00 €  
 
PASSIVA 
 
1. Eigenkapital 
 
1.1 Allgemeine Rücklage       71.082,88 € 
 
1.2 Ausgleichsrücklage       35.400,00 € 
 
1.3 Jahresüberschuss                             167.218,42 € 
 
2. Sonderposten 
 
2.1  für Zuwendungen               1.175.043,00 € 
 
3.  Rückstellungen 
 
3.1 Instandhaltungsrückstellungen               0,00 € 
3.2 Sonstige Rückstellungen                      14.700,00 € 
 

 
4. Verbindlichkeiten 
 
4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1 vom öffentlichen Bereich                186.186,04 € 
4.1.2 von Kreditinstituten               259.935,47 € 
 
4.2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen                     12.111,25 € 
 
4.3 Sonstige Verbindlichkeiten   171.299,32 €  
 
4.4 Erhaltene Anzahlungen                    18.286,62 € 
 
5.  Passive Rechnungsabgrenzungsposten      0,00 € 
 
SUMME PASSIVA   2.111.263,00 € 
 
Der vorstehende Beschluss der Schulverbandsversamm-
lung des Schulverbandes Barntrup-Dörentrup über den 
Jahresabschluss 2012 und den Lagebericht sowie die Ent-
lastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 96 Absatz 
2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Jahresabschluss 2012 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Fi-
nanzabteilung, Mittelstraße 38, 32683 Barntrup, Zimmer 
Nr. 13, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr, 
dienstags – donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) 
öffentlich aus.  
 
Gesamtergebnisrechnung 2012 
 

Nr. Bezeichnung 
Ergebnis 
2012 
 in € 

1 Steuern und ähnliche Abgaben       0,00 
2 + Zuwendungen und allgemeine Umla-

gen          
523.056,05 

3 + Sonstige Transfererträge 0,00 

4 + Öffentlich-rechtlich Leistungsentgelte 0,00 
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 9.908,06 
6 + Kostenerstattungen und Kostenumla-

gen                
33.944,97 

7 + Sonstige ordentliche Erträge 11.100,00 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 0,00 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
10 = Ordentliche Erträge 578.009,08 
11 - Personalaufwendungen 44.665,00 
12 - Versorgungsaufwendungen 0,00 
13 - Aufwendungen für Sach- und Dienst-  

leistungen 
201.700,61 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 91.962,71 
15 - Transferaufwendungen 22.000,00 
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 33.524,87 
17 = Ordentliche Aufwendungen 393.853,19 
18 = Ordentliches Ergebnis  184.155,89 
19 + Finanzerträge 1.694,85 
20 - Zinsen und ähnliche Aufwendungen 18.632,32 
21 = Finanzergebnis - 16.937,47 
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22 = Ergebnis der laufenden Verwaltungs-

tätigkeit 
167.218,42 

23 + Außerordentliche Erträge 0,00 
24 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 
26 = Jahresergebnis 167.218,42 

 
Barntrup, den 18.12.2014 
 
Der Schulverbandsvorsteher  
 
 
Schell  

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Stadt Blomberg 
 
5 Anhörungsverfahren für die Ordnungsbehörd-

liche Verordnung zur Festsetzung des Was-
serschutzgebietes für die Trinkwassergewin-
nungsanlage Brunnen Höntrup der Blomber-
ger Versorgungsbetriebe GmbH; Hier: Öffentli-
che Auslegung 

 
1. Vorhaben 
Die Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH betreibt die 
öffentliche Wassergewinnungsanlage durch den Brunnen 
Höntrup, Gemarkung Herrentrup, Flur 2, Flurstück 300. Auf 
der Grundlage eines Wasserschutzgebietsgutachtens wur-
de ein Planvorschlag für die Neufestsetzung des Wasser-
schutzgebietes bei der unteren Wasserbehörde des Krei-
ses Lippe eingereicht. Die Kreisverwaltung Lippe, untere 
Wasserbehörde, hat den Verordnungsentwurf einer Was-
serschutzgebietsverordnung auf der Grundlage des Was-
serschutzgebietsgutachtens erstellt und beabsichtigt die 
Ausweisung und Festsetzung eines Wasserschutzgebiets. 
Die Festsetzung des Wasserschutzgebietes erfolgt gem. 
§§ 51, 52 Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. 
2585) i.V.m. §§ 14, 15, 150 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) 
vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926) – jeweils in der zurzeit 
geltenden Fassung. 
 
Das festzusetzende Wasserschutzgebiet besteht aus: 
 
- einem Fassungsbereich (Zone I) 
- einer engeren Schutzzone (Zone II) 
- einer weiteren Schutzzone (Zone III) 
- einer weiteren Schutzzone mit erweiterten Aufla-

gen (Zone III mit besonderen Festsetzungen). 
 
2. Auslegung 
Der Entwurf der Wasserschutzgebietsverordnung mit der 
dazugehörigen Anlage 1 (Schutzgebietskarte im Maßstab 
1:5.000) und Anlage A, in der die einzelnen Verbotstatbe-
stände und Genehmigungserfordernisse in den Schutzzo-
nen formuliert werden, sowie das Wasserschutzgebiets-
gutachten können bei der 
 
Stadt Blomberg, Marktplatz 1, 32825 Blomberg (Zimmer-
Nr.1) 
 
während der Dienststunden innerhalb der Auslegungsfrist 
von einem Monat eingesehen werden.  
 
Die einmonatige Auslegungsfrist beginnt am 13.01.2015 
und endet mit Ablauf des 12.02.2015 
 
Die Bekanntmachung und ausgelegten Unterlagen werden 
während der Auslegungsfrist auch auf der Homepage der 
Stadt Blomberg (www.blomberg-lippe.de) veröffentlicht. 
 
Maßgeblich für die Ausdehnung des Wasserschutzgebietes 
ist der Entwurf der Verordnung. 
 
3. Anhörungsverfahren/Einwendungen 
Vor Erlass der Wasserschutzgebietsverordnung wird hier-
mit das öffentliche Anhörungsverfahren gem. § 150 LWG 
NRW i.V.m. § 73 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 
12.11.1999 (GV NRW S. 602) durchgeführt.  

 
Einwendungen gegen das Vorhaben sind zur Vermeidung 
des Ausschlusses spätestens innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Ende der o. g. Auslegungsfrist schriftlich – mög-
lichst in dreifacher Ausfertigung – oder zur Niederschrift bei 
der 
 
Stadt Blomberg, Der Bürgermeister, Marktplatz 1, 32825 
Blomberg 
 
oder der Anhörungsbehörde Kreis Lippe, Felix-
Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold 
 
zu erheben. Maßgeblich für die Fristwahrung ist der Tag 
des Eingangs, nicht das Datum des Poststempels.  
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt vo-
raus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend ge-
machte Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung her-
vorgehen. Außerdem sollen die Einwendungen begründet 
werden. Zudem muss die Einwendung den Namen und die 
vollständige Anschrift der Einwenderin/des Einwenders 
enthalten und unterschrieben sein. Bei der Beeinträchti-
gung von Grundeigentum sollten die katasteramtliche Be-
zeichnung der betroffenen Grundstücke (Gemarkung, Flur, 
Flurstücks-Nummer) angegeben werden.  
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem.  § 150 LWG 
NRW i.V.m. § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG NRW alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen. 
 
4. Erörterungstermin 
Die eingegangenen Einwendungen können in einem noch 
festzusetzenden Termin mündlich mit den Beteiligten erör-
tert werden. Findet ein Erörterungstermin statt,  ergeht zu 
dem Termin eine gesonderte Einladung. Hierzu weise ich 
darauf hin, dass bei Ausbleiben einer/s Beteiligten in dem 
Erörterungstermin auch ohne sie/ihn verhandelt werden 
kann. Verspätet erhobene Einwendungen bleiben unbe-
rücksichtigt. 
 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, können von 
dem Erörterungstermin auch durch öffentliche Bekanntma-
chung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benach-
richtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. Die Zu-
stellung der Entscheidung über Einwendungen kann in sol-
chen Fällen ebenfalls durch öffentliche Bekanntmachung 
erfolgen. 
 
32756 Detmold, den 17.12.2014 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FB 4 – Umwelt und Energie  
671.1 – Umweltverwaltung 
Im Auftrag 
 
Gez. 
Töws 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 150 
LWG/§73 Abs. 4 VwVfG NRW ortsüblich bekannt gemacht. 
 

Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 

gez. Geise 
Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
6 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2013 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung am 27.11.2014 gem. § 96 I der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden 
Fassung den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter 
Zuhilfenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Cura-
con GmbH geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebe-
richt festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte 
Entlastung erteilt. 
 

AKTIVA  
1. Anlagevermögen 

1.1 
Immaterielle Vermögensge-
genstände 4.225,53 

1.2 Sachanlagen 

1.2.1 
Unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 

1.2.1.1 Grünflächen 5.079.682,91 
1.2.1.2 Ackerland 1.269.750,05 
1.2.1.3 Wald / Forsten 5.230.964,35 

1.2.1.4 
sonstige unbebaute Grundstü-
cke 874.379,00 

 

1.2.2 
Bebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 

1.2.2.1 Kinder- / Jugendeinrichtungen 1.660.336,28 
1.2.2.2 Schulen 26.147.543,36 
1.2.2.3 Wohnbauten 135.505,24 

1.2.2.4 
sonstige Dienst-, Geschäfts- und 
Betriebsgebäude 17.312.848,47 

 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 

1.2.3.1 
Grund und Boden des Infra-
strukturvermögens 6.712.243,70 

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 2.598.187,16 

1.2.3.3 
Gleisanlagen mit Streckenaus-
rüstung und Sicherungsanlagen 0 

1.2.3.4 
Entwässerungs- und Abwasser-
beseitigungsanlagen 0 

1.2.3.5 
Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
und Verkehrslenkungsanlagen 40.181.167,20 

1.2.3.6 
sonstige Bauten des Infrastruk-
turvermögens 369.552,66 

 

1.2.4 
Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 35.580,31 

 

1.2.5 
Kunstgegenstände, Kulturdenk-
mäler 17,00 

 

1.2.6 
Maschinen und technische An-
lagen, Fahrzeuge 1.797.704,26 

 

1.2.7 
Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 1.419.107,16 

 

 

1.2.8 
geleistete Anzahlungen und An-
lagen im Bau 4.160.056,00 

1.3 Finanzanlagen  

1.3.1 
Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 17.412,80 

1.3.2 Beteiligungen 7.133.883,88 
1.3.3 Sondervermögen 13.457.687,43 

1.3.4 
Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 287.067,09 

1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0 
1.3.5.3 an Sondervermögen 4.599.787,41 
1.3.5.4 sonstige Ausleihungen 164.140,36 
 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 

2.1.1 
Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe, 
Waren 4.834.369,33 

2.1.2 geleistete Anzahlungen 0 
 

2.2 
Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände 

2.2.1 

öffentlich-rechtliche Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen 4.218.193,32 

 
2.2.2 privatrechtliche Forderungen 288.238,94 
 

2.2.3 
sonstige Vermögensgegenstän-
de 57.634,09 

 

2.3 
Wertpapiere des Umlaufver-
mögens 0 

 
2.4 Liquide Mittel 2.481.386,04 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 104.475,49 
 

SUMME  AKTIVA 152.631.126,66 
 

PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 60.379.269,75 
1.2 Sonderrücklagen 0 
1.3 Ausgleichsrücklage 0 
1.4 Jahresfehlbetrag 3.782.870,82 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 28.880.732,08 
2.2 für Beiträge 17.768.119,23 
2.3 für den Gebührenausgleich 577.743,09 
2.4 sonstige Sonderposten 4.711.596,98 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.960.696,00 

3.2 
Rückstellungen für Deponien 
und Altlasten 0 

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.356.667,95 

3.4 
sonstige Rückstellungen nach 
§ 36 IV und V 331.563,65 
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4. Verbindlichkeiten 
4.1 Anleihen 0 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0 
4.2.2 von Beteiligungen 0 
4.2.3 von Sondervermögen 0 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 4.421.909,93 
4.2.5 von Kreditinstituten 2.603.966,66 
 
 

4.3 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
zur Liquiditätssicherung 5.000.000,00 

 

4.4 

Verbindlichkeiten aus Vorgän-
gen, die Kreditaufnahmen wirt-
schaftlich gleichkommen 0 

 

4.5 
Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 1.409.689,11 

 

4.6 
Verbindlichkeiten aus Transfer-
leistungen 46.929,14 

 
4.7 sonstige Verbindlichkeiten 2.855.341,40 
 
4.8 erhaltene Anzahlungen 9.666.840,32 
 

5. 
Passive Rechnungs- 
abgrenzungsposten 2.442.932,19 

 

SUMME  PASSIVA 152.631.126,66 
 
II. Bekanntmachung der Schlussbilanz auf den 31.12.2013 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg über den Jahresabschluss 2013 und den Lage-
bericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 II GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2013 liegt zusammen mit dem La-
gebericht ab dem 10.01.2015 bis zur Feststellung des fol-
genden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, Zimmer 20, 
während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Gesamtergebnisrechnung 2013 

N
r
.  Bezeichnung 

Ergeb-
nis des 
Rech-
nungs-
jahres 
2013 

1  
Steuern und ähn-
liche Abgaben 

12.968.
691,02 

2 + 

Zuwendungen 
und allgemeine 
Umlagen 

9.584.7
27,17 

3 + 
sonstige Trans-
fererträge 419,64 

4 + 

öffentlich-
rechtliche Leis-
tungsentgelte 

2.555.5
06,85 

5 + 

privatrechtliche 
Leistungsentgel-
te 

515.09
1,02 

 

6 + 

Kostenerstattun-
gen und Kosten-
umlagen 

786.03
4,07 

7 + 
sonstige ordent-
liche Erträge 

1.718.5
01,24 

8 + 
aktivierte Eigen-
leistungen 0 

9 

+
/
- 

Bestandsverän-
derungen 0 

    
1
0 = 

Ordentliche Er-
träge 

28.128.
971,01 

1
1 - 

Personalaufwen-
dungen 

6.368.9
38,36 

1
2 - 

Versorgungsauf-
wendungen 

494.44
1,38 

1
3 - 

Aufwendungen 
für Sach- und 
Dienstleistungen 

5.105.1
13,70 

1
4 - 

Bilanzielle Ab-
schreibungen 

3.254.3
31,28 

1
5 - 

Transferaufwen-
dungen 

15.284.
284,01 

1
6 - 

sonstige ordent-
liche Aufwen-
dungen 

2.112.6
89,84 

 
1
7  

Ordentliche Auf-
wendungen 

32.619.
798,57 

 

1
8  

Ordentliches Er-
gebnis (Zeilen 10 
und 17) 

- 
4.490.8
27,56 

 
1
9 + Finanzerträge 

970.44
8,50 

2
0 - 

Zinsen und sons-
tige Finanzauf-
wendungen 

262.49
1,76 

 

2
1 = 

Finanzergebnis 
(Zeilen 19 und 
20) 

707.95
6,74 

 

2
2 = 

Ergebnis der lau-
fenden Verwal-
tungstätigkeit 
(Zeilen 18 und 
21) 

- 
3.782.8
70,82 

 
2
3 + 

außerordentliche 
Erträge 0 

2
4 - 

außerordentliche 
Aufwendungen 0 
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2
5 = 

außerordentli-
ches Ergebnis 
(Zeilen 23 und 
24) 0 

 

2
6 = 

Jahresergebnis 
(Zeilen 22 und 
25) 

- 
3.782.8
70,82 

 
Horn-Bad Meinberg, den 17.12.2014 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
 
 
 
7 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2013 
 
I. Gesamtabschluss 2013 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 27.11.2014 gem. § 116 Abs. 1 S. 3 und 4 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden 
Fassung i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH geprüften und mit einem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Ge-
samtabschluss sowie den Gesamtlagebericht zum 
31.12.2013 durch Beschluss bestätigt und dem Bürgermeis-
ter Entlastung erteilt. 
 
Die Zahlen der Gesamtbilanz sowie der Gesamtergebnis-
rechnung zum 31.12.2013 sind nachstehend abgedruckt:  
 
Gesamtbilanz 2013 
 

AKTIVA  
1. Anlagevermögen 

1.1 
Immaterielle Vermögensge-
genstände 447.206 

 
1.2 Sachanlagen 

1.2.1 
Unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 12.454.776 

1.2.2 
Bebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 45.254.233 

 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 

1.2.3.1 
Grund und Boden des Infra-
strukturvermögens 6.914.515 

1.2.3.2 
Bauten des Infrastrukturvermö-
gens 88.156.102 

 

1.2.4 
Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 35.580 

1.2.5 
Kunstgegenstände, Kulturdenk-
mäler 17 

1.2.6 
Maschinen und technische An-
lagen, Fahrzeuge 1.881.707 

1.2.7 
Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 1.461.292 

 

1.2.8 
geleistete Anzahlungen und An-
lagen im Bau 4.429.429 

 
1.3 Finanzanlagen  

1.3.1 
Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 17.413 

1.3.2 
Anteile an assoziierten Unter-
nehmen 181.001 

1.3.3 übrige Beteiligungen 7.087.283 
1.3.4 Sondervermögen 0 

1.3.5 
Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 287.067 

1.3.6 Ausleihungen 29.740 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 

2.1.1 
Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe, 
Waren 4.999.038 

2.1.2 geleistete Anzahlungen 0 
 

2.2 
Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände 

2.2.1 Forderungen 5.278.908 

2.2.2 
sonstige Vermögensgegenstän-
den 102.008 

 

2.3 
Wertpapiere des Umlaufver-
mögens 0 

 
2.4 Liquide Mittel 5.198.518 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 126.893 
 

4. 
Nicht durch Eigenkapital ge-
deckter Fehlbetrag 0 

  

SUMME  AKTIVA 184.342.728 
 

PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 60.079.270 
1.2 Sonderrücklagen 0 
1.3 Ausgleichsrücklage 0 
1.4 Ergebnisvortrag 14.362 

1.5 
Ausgleichsposten für Anteile an-
derer Gesellschafter 0 

1.6 
Unterschiedsbetrag aus Kapital-
konsolidierung 114.477 

 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 28.880.732 
2.2 für Beiträge 24.974.892 
2.3 für den Gebührenausgleich 806.728 
2.4 sonstige Sonderposten 5.173.066 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.960.696 

3.2 
Rückstellungen für Deponien 
und Altlasten 0 

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.382.668 
3.4 Steuerrückstellungen 0 
3.5 sonstige Rückstellungen  600.671 
 
 
 



10 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
4. Verbindlichkeiten 
4.1 Anleihen 0 

4.2 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
für Investitionen  30.031.371 

4.3 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
zur Liquiditätssicherung 5.000.000 

4.4 

Verbindlichkeiten aus Vorgän-
gen, die Kreditaufnahmen wirt-
schaftlich gleichkommen 0 

4.5 
Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 7.701.681 

4.6 sonstige Verbindlichkeiten 12.718.537 
 

5. 
Passive Rechnungs- 
abgrenzungsposten 2.442.932 

 

SUMME  PASSIVA 184.342.728 
 
Gesamtergebnisrechnung 2013 

N
r
.  Bezeichnung 

Ergeb-
nis des 
Rech-
nungs-
jahres 
2013 

1  
Steuern und ähn-
liche Abgaben 

12.967.
508 

2 + 

Zuwendungen 
und allgemeine 
Umlagen 

9.584.7
27 

3 + 
sonstige Trans-
fererträge 420 

4 + 

öffentlich-
rechtliche Leis-
tungsentgelte 

8.590.9
86 

5 + 

privatrechtliche 
Leistungsentgel-
te 

485.80
3 

6 + 

Kostenerstattun-
gen und Kosten-
umlagen 

534.73
5 

7 + 
sonstige ordent-
liche Erträge 

1.760.7
63 

8 + 
aktivierte Eigen-
leistungen 74.289 

9 

+
/
- 

Bestandsverän-
derungen 0 

    
1
0 

= 
Ordentliche 
Gesamterträge 

33.999.
231 

    
1
1 - 

Personalaufwen-
dungen 

7.493.7
42 

1
2 - 

Versorgungsauf-
wendungen 

494.44
1 

1
3 - 

Aufwendungen 
für Sach- und 
Dienstleistungen 

5.965.2
02 

1
4 - 

Bilanzielle Ab-
schreibungen 

4.864.1
42 

1
5 - 

Transferaufwen-
dungen 

15.014.
326 

 
 

 

1
6 - 

sonstige ordent-
liche Aufwen-
dungen 

2.779.3
94 

 

1
7 

 

Ordentliche 
Gesamtaufwen-
dungen 

36.611.
247 

 

1
8 

 

Ordentliches  
Gesamtergeb-
nis 
(Zeilen 10 und 
17) 

-
2.612.0
17 

 
1
9 + Finanzerträge 

336.28
7 

2
0 - 

Zinsen und sons-
tige Finanzauf-
wendungen 

1.085.6
96 

 

2
1 = 

Gesamtfinan-
zergebnis 
(Zeilen 19 und 
20) 

-
749.40
9 

 

2
2 = 

Gesamtergeb-
nis der laufen-
den 
Verwaltungstä-
tigkeit 
(Zeilen 18 und 
21) 

-
3.361.4
26 

 
2
3 + 

außerordentliche 
Erträge 0 

2
4 - 

außerordentliche 
Aufwendungen 

177.92
9 

 

2
5 = 

außerordentli-
ches  
Gesamtergeb-
nis 
(Zeilen 23 + 24) 

-
177.92
9 

 

2
6 = 

Gesamtjahres-
ergebnis 
(Zeilen 22 und 
25) 

-
3.539.3
55 

    

2
7 - 

anderen Gesell-
schaftern zuzu-
rechnendes Er-
gebnis 0 

    

2
8  

Gesamtbilanz-
gewinn/ -verlust 

-
3.539.3
55 

 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses zum 

31.12.2013 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2013 der Stadt Horn-
Bad Meinberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 S. 4 GO 
NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW öffentlich bekannt 
gemacht.  
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III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
 
Der Gesamtabschluss 2013 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
ist gem. § 116 Abs. 1 S. 4 GO i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 1 GO 
NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 04.12.2014 an-
gezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
 
Der Gesamtabschluss 2013 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
zum 31.12.2013 mit allen Anlagen liegt gem. § 116 Abs. 1 
S. 4 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW ab sofort 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2014 zur Ein-
sichtnahme im Rathaus der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, Zimmer 10, während der Dienststunden öf-
fentlich aus. 
 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2013. Der 
Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenannten 
Zeiten  im Rathaus, Zimmer 10, zur Einsichtnahme gemäß 
§ 117 Abs. 2 GO NRW aus.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.12.2014 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Gemeinde Schlangen 
 
8 Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner 

Sitzung vom 18.12.2014 folgende 1. Ände-
rungssatzung zur Abwasserabgabensatzung 
vom 01.06.2014 der Gemeinde Schlangen be-
schlossen: 

 
1. Änderungssatzung zur 

Abwasserabgabensatzung der Gemeinde Schlangen 
vom 01.06.2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. 2007 S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 
10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel X des 
Gesetzes vom 9. Oktober. 2007 (GV. NRW. 2007, S.380)  
und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. 2007, S. 708ff.) hat der Rat der Gemein-
de Schlangen in seiner Sitzung am 18. Dezember 2014 
die folgende 1. Änderungssatzung zur Satzung über 
die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen und Ab-
wassergebühren (Abwasserabgabensatzung) vom 
01.06.2014 beschlossen. 
 

Artikel 1 
Änderung zum 2. Abschnitt: 

Gebührenrechtliche Regelungen 
§ 4 Schmutzwassergebühren, Abs. 7 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 
(7) Die Gebühr für das Schmutzwasser setzt sich aus einer 
Grundgebühr und einer Benutzungsgebühr zusammen.  
1. Die Grundgebühr beträgt je Grundstücksanschluss mo-
natlich  3,60 Euro. 
2. Die Benutzungsgebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 
jährlich  2,24 Euro. 
 

Artikel 2 
Änderung zum 2. Abschnitt: 

Gebührenrechtliche Regelungen 
§ 5 Niederschlagswassergebühr, Abs. 5 wird wie folgt neu 

gefasst: 
 
(5) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter 
und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1: 0,48 €. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Artikel 4 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Kanalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren 
(Abwasserabgabensatzung) der Gemeinde Schlangen vom 
01.06.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S.666) in der zz. geltenden Fassung wird darauf hin-
gewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Schlangen, den 18.12.2014 
 
 
Gemeinde Schlangen -Der Bürgermeister- 
 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
9 Satzung über die Fortführung von Fristsetzun-

gen für die Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen gemäß § 53 
Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW in der Stadt Blom-
berg vom 18. Dezember 2014 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 
2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes 
des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff., 
S. 3180), des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 135ff.) sowie der Selbst-
überwachungsverordnung Abwasser vom 17.10.2013 
(SüwVO Abw GV NRW 2013, S. 602 ff. – hier bezeichnet 
als SüwVO Abw NRW 2013)hat der Rat der Stadt Blom-
berg in seiner Sitzung am 17. Dezember 2014 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

Präambel 
 

(1) Die Satzung zur Abänderung von Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß 
§ 61 a Abs. 3 LWG NRW i Einzugsbereich der Kläranlage 
Istrup (Ortsteile Brüntrup, Cappel, Höntrup, Istrup, Mos-
senberg und Wöhren) der Stadt Blomberg vom 28.05.2010 
wird gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortgeführt. 
Die Fortführung der Satzung nach bisherigem Recht dient 
insbesondere dazu, einen sachgerechten Interessenaus-
gleich zwischen den Grundstückseigentümern herbeizufüh-
ren, die eine Zustands- und Funktionsprüfung bereits 
durchgeführt haben. Diesen Grundstückseigentümern wer-
den durch die fortgeführte Satzung auch die Sanierungs-
förderungen nach den Landesförderprogrammen „Investiti-
onsprogram Abwasser“ (IPA) und „Ressourceneffiziente 
Abwasserbeseitigung“ (ResA-Programm) erhalten.  
  

(2) Die Satzung zur Abänderung von Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß 
§ 61 a Abs. 3 LWG NRW im Einzugsbereich der Kläranlage 
Istrup (Ortsteile Brüntrup, Cappel, Höntrup, Istrup, Mos-
senberg und Wöhren) der Stadt Blomberg vom 28.05.2010 
wird außerdem an die neuen Vorgaben der Selbstüberwa-
chungs-Verordnung für Abwasseranlagen vom 17.10.2013 
(GV NRW 2013, S. 602 ff.) angepasst.  
 

(3) Die Satzung zur Abänderung von Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß 
§ 61 a Abs. 3 LWG NRW i Einzugsbereich der Kläranlage 
Istrup (Ortsteile Brüntrup, Cappel, Höntrup, Istrup, Mos-
senberg und Wöhren) der Stadt Blomberg vom 28.05.2010 
beruhte auf folgender Rechtsgrundlage: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Stadt sollte nach § 61 a Abs. 5 Satz 1 Nr.1 LWG NRW 
a.F.  durch Satzung abweichende Zeiträume für die erst-
malige Prüfung nach § 61 a Abs. 4 Absatz 4 LWG NRW 
a.F. festlegen, wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentli-
chen Abwasseranlagen in dem Abwasserbeseitigungskon-
zept nach § 53 Abs. 1a oder in einem gesonderten Kanals-
anierungs- oder Fremdwassersanierungskonzept festgelegt 
sind. Vor diesem Hintergrund wurde die Frist zur Dicht-
heitsprüfung bei bestehenden Abwasserleitungen nach § 
61 a Abs. 3 LWG NRW a.F. (31.12.2015) mit der Satzung 
zur Abänderung von Fristen bei der Dichtheitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gemäß § 61 a Abs. 3 LWG 
NRW i Einzugsbereich der Kläranlage Istrup (Ortsteile 
Brüntrup, Cappel, Höntrup, Istrup, Mossenberg und Wöh-
ren) der Stadt Blomberg vom 28.05.2010 für die in § 2 ge-
nannten Grundstücke verkürzt. 
 

§ 1 
Regelungsgegenstand 

 
(1) Diese Satzung gilt für die in § 2 benannten Grundstü-
cke. Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 
WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW sowie § 8 Abs. 1 SüwVO 
Abw NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten 
werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung 
der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG 
NRW gegenüber der Stadt bzw. Gemeinde.  
 
(2) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erd-
reich oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitun-
gen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser o-
der mit diesem vermischten Niederschlagswasser ein-
schließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Kel-
ler sowie zugehörige Einsteigeschächte oder Inspektions-
öffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, 
die zur alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser die-
nen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt 
sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und er-
kannt wird. Die Satzung gilt auch für private Abwasserlei-
tungen, die Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder ab-
flusslosen Grube zuführen. Prüfpflichtige sind nach § 8 
SüwVO Abw NRW 2013 der Grundstückseigentümer (§ 8 
Abs. 2 SüwVO Abw NRW 2013) bzw. der Erbbauberechtig-
te (§ 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013). 
 

§ 2 
Räumlicher und persönlicher Geltungsbereich 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst 
die Grundstücke, die in den folgenden Straßen bzw. Stra-
ßenabschnitten liegen und/oder an die dort vorhandene 
öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind: 
 
- Alle Straßen im Ortsteil Brüntrup lt. Auflistung 
- Alle Straßen im Ortsteil Cappel lt. Auflistung 
- Alle Straßen im Ortsteil Höntrup lt. Auflistung 
- Alle Straßen im Ortsteil Istrup lt. Auflistung 
- Alle Straßen im Ortsteil Mossenberg lt. Auflistung 
- Alle Straßen im Ortsteil Wöhren lt. Auflistung 
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(2) Der Grundstückseigentümer hat die Abwasserleitungen 
seines Grundstücks auf ihren Zustand und ihre Funktions-
tüchtigkeit zu prüfen (§ 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW 2013 
NRW). Welche Leitungsbestandteile zu prüfen sind, ergibt 
sich aus § 7 SüwVO Abw NRW 2013. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, tritt nach § 8 Abs. 6 
SüwVO Abw NRW an die Stelle des Grundstückseigentü-
mers der Erbbauberechtigte. 
 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über 
fremde Grundstücke, so ist derjenige zur Zustands- und 
Funktionsprüfung auf dem fremden Grundstück verpflichtet, 
dessen Abwasser durchgeleitet wird. Eigentümer anderer 
Grundstücke, in denen diese Leitungen verlaufen, haben 
die Prüfung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit 
und damit einhergehende Maßnahmen zu dulden (§ 8 Abs. 
5 SüwVO Abw NRW 2013).  
 

§ 3 
Durchführung und Frist für die Zustands- und Funkti-

onsprüfung 
 
(1) Die erstmalige Zustands- und Funktionsprüfung 
bei bestehenden privaten Abwasseranlagen im Geltungs-
bereich dieser Satzung ist spätestens bis zum 
 

31.12.2016 
 
durchzuführen.  
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten 
Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkun-
dige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt 
werden. 
 
(3) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach 
§ 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die 
DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein aner-
kannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 
2013 keine abweichenden Regelungen trifft. In § 9 SüwVO 
Abw NRW wird für die Durchführung der Zustands- und 
Funktionsprüfung auf diese allgemein anerkannten Regeln 
der Technik verwiesen. Die Stadt Blomberg bietet durch 
Unterrichtung und Beratung Hilfestellung an. 
 
(4) Die Dichtheitsprüfung ist nach den einschlägigen 
Normen mit Wasserdruck durchzuführen. Die Prüfung mit-
tels optischer Inspektionen (TV-Untersuchung) wird im Inte-
resse des Grundstückseigentümers nur in Abstimmung mit 
der Stadt Blomberg aufgrund der möglichen Fehlinterpreta-
tionen (z.B. wenn Dichtungsringe fehlen, kann dieses mit 
einer TV-Untersuchung bei neuen oder erneuerten Abwas-
serleitungen nicht erkannt werden) als ausreichend ange-
sehen. Bei neu errichteten oder erneuerten Abwasserlei-
tungen ist grundsätzlich eine Prüfung mit Wasser durchzu-
führen 
 

§ 4 
Prüfbescheinigung 

 
(1) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das 
Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Be-
scheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 
Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten Anlagen bei-
zufügen.  

 
(2) Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt Blom-
berg durch den Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 2013) 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, 
damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen 
kann.  
 
(3) Erfüllen Personen, welche die Zustands- und Funktion-
sprüfung durchführen, nicht die Anforderungen an die 
Sachkunde in den §§ 12, 13 SüwVO Abw NRW 2013 oder 
entspricht die Prüfbescheinigung nicht den Anforderungen 
in § 9  Abs. 2 SüwAbw NRW 2013 wird die Bescheinigung 
über die Zustands- und Funktionsprüfung von der 
Stadt/Gemeinde nicht anerkannt. 
 
(5) Private Abwasserleitungen, die nach dem 
01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft 
worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 
keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbeschei-
nigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforde-
rungen entsprochen haben.  
 

§ 5 
Sanierungserfordernis 

 
Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt 
ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungs-
fristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die 
Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 
 

§ 6 
Ordnungswidrigkeit 

 
Ordnungswidrig handelt, wer die Bescheinigung über die 
Zustands- und Funktionsprüfung nach § 4 Abs. 2 nicht der 
Stadt Blomberg vorlegt. 
 

§ 7 
Inkrafttreten der Satzung 

 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung/am Tage 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Fortführung von Frist-
setzungen für die Zustands- und Funktionsprüfung bei pri-
vaten Abwasserleitungen gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 
LWG NRW in der Stadt Blomberg 
 

vom 18. Dezember 2014 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
Blomberg, den 18. Dezember 2014 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
 
 
 
10 Anlage zu § 2 Abs. 1 der Satzung zur Fortfüh-

rung von Fristsetzungen für die Zustands- und 
Funktionsprüfung bei privaten Abwasserlei-
tungen gemäß § 53 Abs. 1 e, Satz 2 LWG NRW 
in der Stadt Blomberg 

 
-Auflistung der von der Satzung betroffenen Straßen- 
 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Gemeindewerke Schlangen GmbH 
 
11 Die Gesellschafterversammlung der Gemein-

dewerke Schlangen GmbH hat in ihrer Sitzung 
vom 02.12.2014 einstimmig folgende Preise für 
die Versorgung mit Wasser ab dem 01.01.2015 
beschlossen: 

 
5. Änderung der Ergänzenden Bestimmungen zur AVB-
WasserV Allgemeine Tarifordnung für die Versorgung mit 
Wasser aus dem Versorgungsnetz der Gemeindewerke 
Schlangen GmbH (GWS); Tarif-Teil 
 

Gültig ab 01.01.2015 
 
Tarif-Anlage zu den Allgemeinen Bedingungen für die Ver-
sorgung mit Wasser der Gemeindewerke Schlangen GmbH 
(GWS) 
 
Aufgrund der Verordnung über die Allgemeinen Bedingun-
gen für die Versorgung mit Wasser –AVBWasserV- vom 
20.06.1980 (BGBl. I. S. 750) stellt die GWS Wasser zu fol-
genden Tarifen zur Verfügung: 
 
1.1 A. Bezugspreise für Haushalt und Gewerbe 
 
Der Bezugspreis für Wasser setzt sich aus einem Grund-
preis und einem Verbrauchspreis zusammen. 
 
1. Verbrauchspreis: 
 
Der Verbrauchspreis wird nach der Menge des bezogenen Wassers berechnet. Berechnungseinheit ist der Kubik-
meter (m³) Wasser, der über Wasserzähler festgestellt wird. 
 

Netto 
0,84 EUR/m³ 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer. 
 
2. Grundpreis: 
 
Der Grundpreis ist ohne Rücksicht auf die abgenommene 
Wassermenge zu zahlen. Er dient der Vorhalteleistung der 
Wasserversorgungsanlagen. Der Grundpreis wird erstmalig 
in dem Monat fällig, in dem der Wasseranschluss herge-
stellt wird. Der Grundpreis ist ab dem Monat nicht mehr fäl-
lig, in dem der Wasseranschluss endgültig stillgelegt und 
zurückgebaut wird. Bei einer vorübergehenden Stilllegung 
ohne Rückbau des Wasserhausanschlusses ist der Grund-
preis weiterhin zu zahlen. 
 
Die Höhe des Grundpreises richtet sich nach der unter Be-
rücksichtigung der Anschlussweite erforderlichen Zähler-
größe. Liegt der Termin der Herstellung vor dem 15. eines 
Monats, wird der Grundpreis in voller Höhe fällig, liegt der 
Termin des Rückbaus vor dem 15. eines Monats, wird der 
Monat nicht mehr mit abgerechnet. 
 
Wird ein Grundstück über mehrere Zähler versorgt, so ist 
für jeden weiteren Zähler ein Grundpreis nach den unten-
stehend aufgeführten Sätzen zu zahlen. 
 
 
 
 
 
 

 
1.2 Grundpreistabelle: 

Nenndurchfluss 
der Wasserzähler 
bis zu einer Größe von 

 
Netto 
 

Qn 2,5 5,79 EUR/Mon 
Qn 6,0 19,99 EUR/Mon 
Qn 10 55,79 EUR/Mon 
Qn 15 83,29 EUR/Mon 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer 
 
Schlangen, den 19.12.2014 
 
 
Gemeindewerke Schlangen GmbH - Der Geschäftsführer 
 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
12 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheides vom 18.11.2014 an 
Herrn Moritz Hölscher 

 
An Herrn Moritz Hölscher ist am 18.11.2014 unter dem Ak-
tenzeichen 6.230.2.20.16.0389.0 ein Aufhebungs- und Er-
stattungsbescheid erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Moritz 
Hölscher unbekannt verzogen ist.  
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustel-lung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Lemgo, Wirtschaftliche Hilfen, Steinweg 12, in 
32657 Lemgo, Zimmer 113 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen.  
 
Lemgo, den 18.12.2014  
 
Jobcenter Lippe  
Anstalt des öffentlichen Rechts  
-Der Vorstand-  
Wirtschaftliche Hilfen  
Im Auftrag  
 
 
Ina Viehrig 

Kr.Bl.Lippe 12.01.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 19 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



20 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


